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Zweifelsohne handelt es sich bei der Vorbereitung und Durchführung
kriegerischer Aktionen zunächst um ein politisches und kein ökonomi¬
sches Problem. An die politischen Analysen mögen sich auch gesell¬
schaftstheoretische und historische, sozialethische und militärwissen¬
schaftliche, völkerrechtliche und sozialpsychologische Fragen anschlie¬
ßen, und das Gefühl mag durchaus berechtigt sein, daß ökonomische
Untersuchungen bei all diesen Erörterungen nicht unbedingt die wich¬
tigsten sein mögen. Dennoch bedürfen die Rüstung und die Kriegfüh¬
rung wirtschaftlicher Ressourcen; wie eine „Kriegswirtschaft" zu orga¬
nisieren sei, stellt immer wieder diffizile Anforderungen an das wirt¬
schaftspolitische Know-how; die ökonomischen Folgen von Kriegs¬
handlungen sind oft schwierig zu bewältigen1. Gerade in jenen Zeiten,
die wir als „friedliche" zu bezeichnen uns angewöhnt haben, verschlin¬
gen die Kriegsvorbereitungen, die - wie immer in der Menschheitsge¬
schichte - unter dem Titel der „Kriegsvermeidung" laufen, gewaltige
ökonomische Ressourcen; und die wirtschaftlichen Folgewirkungen
des Aufrüstungsprozesses geraten nicht zu Unrecht immer wieder in
die Schlagzeilen der aktuellen wirtschaftspolitischen Auseinanderset¬
zungen. Betrachtet man die wiederkehrenden Grundpositionen, die in
dieser öffentlichen Diskussion zutage treten, so scheint es nicht ganz
unnütz, einen kurzen Überblick über die ökonomischen Kernfragen
dieser Debatte zu geben; denn wenn diese auch vielfach trivial zu sein
scheinen, so bedeutet dies doch keineswegs, daß die Hauptargumente
einen allgemein hohen Bekanntheitsgrad genießen, und es bedeutet
noch viel weniger, daß diese Fragen von seiten der ökonomischen
Theorie aus in klarer Weise entscheidbar sind. Aber zuweilen ist es auch
nützlich, die richtigen Fragestellungen herauszuarbeiten.
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1. Die ökonomische Dimension des Rüstungsproblems

Ich fasse einige Daten zusammen, um eingangs die quantitative
Dimension des anstehenden Problems deutlich zu machen. Die welt¬
weiten Rüstungsausgaben betragen heute (1986) über 600 Milliarden
Dollar im Jahr, das sind mehr als 1 Million Dollar in jeder Minute, Tag
und Nacht. (Vgl. Tab. 1, Abb. 1). Diese Zahl umfaßt etwa 6 Prozent der
jährlichen Weltproduktion bzw. etwa ein Viertel aller jährlichen Investi¬
tionsausgaben. Ein Fünftel der gesamten Militärausgaben wird zum
Aufbau eines Atomwaffenarsenals verwendet, das bereits mindestens
eine Million mal stärker ist als die Explosivkraft der Hiroshima-Bombe.
Diese nach heutigen Maßstäben eher schwache Bombe aus dem Jahre
1945 verfügte über eine Sprengkraft von 17 Kilotonnen, wogegen ein
durchschnittlicher Sprengkopf von heute rund 400 Kilotonnen - etwa
das Fünfundzwanzigfache - aufzuweisen hat. Die ökonomischen
Anstrengungen haben sich, was den erwünschten „Output" betrifft,
„gelohnt": Alle existierenden Atomsprengkörper am Beginn der 80er
Jahre werden auf 13.000 Megatonnen geschätzt, die gesamten im
Zweiten Weltkrieg eingesetzten Explosivwaffen sollen vergleichsweise
etwa 3 bis 6 Megatonnen betragen haben. Auf jeden einzelnen Men¬
schen der Weltbevölkerung entfallen damit etwa 3 t Atomwaffen; zählt
man nur die besonders bedrohte Bevölkerung der östlichen und westli¬
chen Industrieländer, so kann man mit 12 t Atomsprengkraft pro Kopf
rechnen2. Trotz der vielfältigen Vernichtungskapazität schreitet der
Aufrüstungsprozeß weiter voran: In den 80er Jahren sind die Rüstungs¬
ausgaben rascher gestiegen als in den 70ern, und dies trotz der schlech¬
teren weltwirtschaftlichen Lage.

Die meisten Ausgaben tätigen natürlich die „großen" Nationen, sodaß
sich weltweit ein hoher Konzentrationsgrad der Militärausgaben ergibt.
Die sechs größten Militärnationen - die USA, die UdSSR, China,
Frankreich, Großbritannien und die BRD - sind für etwa 70 Prozent der
Ausgaben, praktisch für die gesamte militärtechnische Forschung und
Entwicklung sowie für mehr als 90 Prozent aller Waffenexporte verant¬
wortlich (Vgl. Tab. 2, Abb. 2). Alle wichtigen Waffenentwicklungen
beginnen in diesen Ländern und diffundieren dann in weitere Staaten3.

Die Rüstungsausgaben der beiden Supermächte bzw. der beiden
Paktsysteme erwecken naturgemäß das größte Interesse; die USA und
die UdSSR zeichnen jeweils für etwa ein Viertel der weltweiten
Militärausgaben verantwortlich4. Die Ausgaben der Vereinigten Staaten
haben sich seit den 50er Jahren auf einem Niveau von etwa 160
Milliarden Dollar (in realen Größen 1983) eingependelt, nur der Korea-
und der Vietnamkrieg haben zu deutlichen Spitzen im zeitlichen
Verlauf der Ausgabenentwicklung geführt. Die Ausgaben der Sowjet¬
union zeigen insgesamt einen kontinuierlichen Verlauf5 (Vgl. Abb. 3).
Ein quantitativer Vergleich zwischen den Rüstungsbudgets der beiden
Supermächte ist - angesichts des Problems korrekter Umrechnungs¬
kurse - nicht nur großen Unsicherheiten ausgesetzt, sondern immer
auch mit heiklen politischen Interessenlagen belastet; nach den offiziel-
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len Angaben hat die UdSSR jedoch die Vereinigten Staaten (unter
Außerachtlassung der Vietnamkosten) am Ende der 60er Jahre im
finanziellen Aufwand überholt6. Dennoch liegt die NATO gegenüber
dem Warschauer Pakt bei den Rüstungsausgaben vorne, was mit der
ökonomischen Schwäche der östlichen Mitgliedstaaten zusammen¬
hängt: Die reichen Industriestaaten des Westens können zu ihrem
Bündnis sehr viel mehr beitragen als die Mitglieder der WTO (Vgl.
Tab. 3, Abb. 4).

Die wirtschaftlichen Fragen, die bei allen Debatten über Auf-, Ab-
oder Nachrüstung, über Waffenproduktion und Waffenexport aufzutau¬
chen pflegen7, gehen in zweierlei Richtung. Einerseits macht man sich
Gedanken über die Fehlallokation von Ressourcen, die darin gesehen
wird, daß Gelder für unproduktive Rüstungsgüter verschwendet wer¬
den, die für andere Zwecke viel besser eingesetzt werden könnten8:
Könnte man mit diesen gigantischen Summen nicht eher das Wachs¬
tum in den Industrieländern fördern oder die Entwicklung in vielen
Ländern der Dritten Welt vorantreiben? Sollte man die überflüssigen
Rüstungsressourcen nicht besser für die Hilfe zugunsten der ärmsten
Bevölkerungsteile, also zur Finanzierung von Schul- oder Gesundheits¬
programmen, für Impfaktionen oder zur Beseitigung des Hungers in
manchen Regionen einsetzen? Andererseits werden auch Argumente
zugunsten der Rüstungsproduktion vorgebracht; sie konzentrieren sich
auf folgende Fragen: Bei aller Abscheu vor dem „Ernstfall" - ist nicht
doch zu bedenken, daß die Rüstung immerhin Arbeitsplätze sichert?
Kann nicht durch Rüstungsausgaben langfristig das wirtschaftliche
Wachstum der Industrieländer stabilisiert und eine dauerhafte Rezes¬
sion vermieden werden? Haben wir nicht der Militärforschung wichtige
technologische Neuerungen, die auch für die zivile Wirtschaft von
größter Bedeutung sind, zu verdanken?

Diese ökonomischen Faktoren sollen der Reihe nach betrachtet
werden; wenn wir uns bei dieser Erörterung eher auf die westlichen
Staaten beschränken, so liegt dies an der besseren Verfügbarkeit von
Daten und Materialien, besagt aber nicht, daß grundlegende wirtschaft¬
liche (und sogar bestimmte politische) Zusammenhänge nicht auch für
die Sowjetunion gültig sind.

2. Das Beschäftigungsproblem

Schon in den 90er Jahren des vorigen Jahrhunderts führte eine junge
Ökonomin namens Rosa Luxemburg eine hitzige Kontroverse mit dem
angesehenen SPD-Mitglied Max Schippel über die Einschätzung der
Rüstungsausgaben; Schippel legte dar, daß durch das stehende Heer
und durch die Rüstungsaufträge die Zahl der Arbeitslosen vermindert
würde und die Arbeiterbewegung daher die Aufrüstung mittragen
müsse, Luxemburg widersprach heftig, indem sie auf die Finanzierung
durch die Steuern eben dieser Arbeiter verwies, die auf diesem Wege
das Instrument ihrer eigenen Unterdrückung bezahlten9. Schon damals
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standen also die beschäftigungsrelevanten Wirkungen von Rüstungs¬
ausgaben im Vordergrund, und diese erheischen auch in der aktuell¬
politischen Diskussion immer wieder die allgemeine Aufmerksamkeit.

Natürlich sichern Rüstungsausgaben, so wie alle anderen staatlichen
Ausgaben auch, Arbeitsplätze; und da dieses Argument, losgelöst von
allen Rahmenbedingungen, sich immer wieder als publikumswirksam
erweist, wird es auch zur gezielten Interessenverfolgung durch die
entsprechenden politischen, wirtschaftlichen, technischen und admini¬
strativen Lobbies eingesetzt. Gerade keynesianische „Ankurbelungspo¬
litik" in nachfrageschwachen Perioden kann auch mittels Rüstungspo¬
litik betrieben werden10, wie schon die ökonomischen Effekte der
Aufrüstungspolitik Hitlers und der anderen Mächte in den 30er und
40er Jahren oder der im Zusammenhang mit dem Korea-Krieg am
Beginn der 50er Jahre sich entfaltende Boom zeigten. Auch wenn
Rüstungsaufwendungen häufig mit dem Verweis auf solche beschäfti-
gungssichernden Strategien gerechtfertigt werden, so lassen sich doch
echte antizyklische Ausgabenschwankungen für Verteidigungszwecke
meist nicht nachweisen - dazu sind Rüstungsprogramme im allgemei¬
nen nicht flexibel genug. Eher als auf konjunkturpolitische Stabilisie¬
rungsmaßnahmen richten sich beschäftigungspolitische Argumente
daher auf die Sicherung eines generell hohen Beschäftigungsniveaus
und auf die als sinnvoll erachtete Sanierung oder Stützung bestimmter
Unternehmen in bestimmten Regionen, wobei dann eher konkrete
Subventionierungsabsichten und regionalpolitische Intentionen im
Vordergrund stehen.

Nun sind allerdings die beschäftigungspolitischen Effekte der Vertei¬
digungsausgaben, so wie dies bei anderen Staatsausgaben der Fall ist,
abhängig von der Art ihrer Finanzierung", und daher sind jene gegen¬
wirkenden Kräfte zu berücksichtigen, die den beabsichtigten Beschäfti¬
gungseffekt von vornherein mindern können. Werden die Ausgaben
über Steuern finanziert, die über eine abnehmende Konsumnachfrage
die Investitionen schrumpfen lassen oder durch eine direkt investi-
tionsmindernde Abschöpfung die Akkumulation treffen, können sich
trotz der Multiplikatorwirkung der verausgabten Gelder negative
Arbeitsplatzeffekte ergeben. Werden die Rüstungsausgaben über Defi¬
zite finanziert - und zwar als Staatsausgaben, die sonst nicht getätigt
worden wären so wird zwar unmittelbar mehr Beschäftigung gesi¬
chert als im Fall der NichtVerausgabung dieser Gelder; andererseits
kann eine starke Inanspruchnahme des Kapitalmarktes zu defizitindu¬
zierten hohen Zinsen und damit zu einer Reduktion privater Investitio¬
nen führen; wenn zudem - wie dies vor einiger Zeit in den USA der Fall
war - eine gleichzeitig verfolgte restriktive Geldpolitik eine Abnahme
des privaten Konsums bewirkt, so wird der beschäftigungspolitische
Impuls, der mit den Verteidigungsausgaben mitbeabsichtigt war, jeden¬
falls gemindert. Dies sind elementare wirtschaftliche Zusammenhänge,
und dennoch läßt sich von Seiten der Ökonomie wenig Verallgemeiner¬
bares über die Nettoeffekte dieser gegenlaufenden Kräfte, deren Stärke
von der konkreten Situation abhängig ist, sagen.
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Allerdings ist es auffällig, daß zumeist eine starke Reduktion des
Diskussionrahmens vorgenommen wird, wenn Rüstungsgeschäfte
öffentlich erörtert werden; es mag nicht allzu weit hergeholt sein, darin
nicht nur ein Beispiel für die generelle wirtschaftspolitische Inkompe¬
tenz der politischen Öffentlichkeit, sondern auch einen Ausdruck des
politischen Interesses an Rüstungsgeschäften zu sehen, das sich mit der
Existenz des schon von Charles Wright Mills12 beschriebenen militä¬
risch-industriellen Komplexes verbindet. Denn in den publikumswirk¬
samen Warnungen vor den arbeitsplatzvernichtenden Effekten einer
Rüstungsbegrenzung wird regelmäßig unterstellt, die zur Debatte ste¬
hende Alternative laute: entweder Rüstungskäufe oder keine öffentli¬
chen Ausgaben. In Wahrheit stehen hingegen jeweils unterschiedliche
budgetäre Optionen zur Wahl, und das Argument, daß dieselben
beschäftigungspolitischen Wirkungen auch durch andere öffentliche
Ausgabenprogramme, durch die sozial nützlichere Leistungen erstellt
werden, gleichermaßen - ja sogar noch in einem weit höheren Maße -
erzielt werden könnten, verdient durchaus Beachtung.

In einer ganzen Reihe von Studien wurden die Beschäftigungseffekte
von Militärausgaben mit alternativen Verausgabungsvarianten vergli¬
chen13; in der Tab. 4 werden die Ergebnisse von drei Studien dargebo¬
ten, die zeigen, daß beim Einsatz einer Milliarde Dollar nicht nur in
Dienstleistungsbereichen - bei Lehrern und Polizisten, bei Kranken¬
schwestern und Kindergärten - höhere Beschäftigungsziffern als bei
entsprechenden Verteidigungsausgaben erreichbar wären, sondern
auch in der Bauwirtschaft, bei der Sonnenenergienutzung und der
Abfallbeseitigung sowie bei der Infrastrukturverbesserung durch Mas¬
senverkehrssysteme. Für die Bundesrepublik Deutschland haben sol¬
che Berechnungen ähnliche Ergebnisse erbracht14, und für Großbritan¬
nien hat eine neuere Studie aus dem Jahre 1984 gezeigt, daß eine
Reduktion der Militärausgaben von 5 Prozent auf 3,5 Prozent des
Sozialprodukts bei konstanten Staatsausgaben, also bei entsprechender
Ilmschichtung der budgetären Ausgabenbereiche, zu einer Nettosteige¬
rung der Beschäftigung um 100.000 Arbeitsplätze führen würde15.

In der Diskussion über einen alternativlosen Abbau von Rüstungs¬
ausgaben wird also eine falsche Entscheidungssituation postuliert, und
dies vor allem deswegen, weil mit beschäftigungspolitischen Argumen¬
ten - recht besehen - die Rüstung keineswegs zu rechtfertigen wäre.
Man kann diesen Sachverhalt sogar noch schärfer formulieren: Wenn
Aufrüstung finanziert wird durch die Streichung anderer (vor allem
sozialpolitischer) Programme, ergeben sich mit ziemlicher Sicherheit
negative Effekte für den Arbeitsmarkt16.

Die Befürwortung von Rüstungsausgaben ist also der beschäfti¬
gungspolitischen Zielsetzung in betriebswirtschaftlicher oder regional¬
politischer Sicht zuweilen dienlich, in volkswirtschaftlicher Perspek¬
tive aber durchaus abträglich; zudem ist der Beschäftigungseffekt von
Rüstungsausgaben im Laufe der Zeit immer geringer zu veranschlagen,
weil sich ein Strukturwandel im Rahmen der Rüstungsausgaben nach¬
weisen läßt. Erstens nimmt der Anteil der Löhne und Gehälter an den
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Rüstungsausgaben ab, die immer teurer werdende Ausrüstung domi¬
niert die Budgets; das öffentliche Gut Verteidigung wird mit rasch
steigender Kapitalintensität produziert. Zweitens sind (mit anderen
Ausgabenarten) vergleichbare Geldbeträge deswegen weniger arbeits¬
platzwirksam, weil immer hochqualifiziertere (und daher gut bezahlte)
Arbeitsplätze geschaffen werden; denn der Wandel in der Rüstungs¬
technologie führt dazu, daß immer mehr Techniker, Physiker und
Ingenieure benötigt werden. Drittens kommt angesichts dieses durch¬
schnittlich hohen Qualifikationsniveaus der Arbeitskräfte die Rüstung
jenen Gruppen des Arbeitsmarktes zugute, deren Löhne ohnehin hoch
und deren Arbeitslosenraten niedrig sind, sie schafft aber kaum
Arbeitsplätze für die de facto arbeitslosen Gruppierungen17.

Die Frage nach der Entscheidung darüber, welche Staatsausgaben
getätigt werden sollen, führt uns natürlich, wenn wir sie deskriptiv statt
normativ angehen wollen, vom rein-ökonomischen in den politökono-
mischen oder politiksoziologischen Bereich18. Pragmatische Keynesia-
ner argumentieren in schulterzuckender Resignation, daß Rüstungs¬
ausgaben zur Rezessionsvermeidung noch allemal besser seien als
keine Ausgaben, daß jedoch andere Ausgabenprogramme aus politi¬
schen Gründen nicht realisierbar seien. Im Rahmen dieser Argumenta¬
tion spricht die Durchsetzbarkeit für die Strategie eines „militärischen
Keynesianismus"19: Gerade bei einer konservativ-liberalen Regierung,
die sich dem Kampf gegen Staatsausgaben und -Interventionen ver¬
schrieben hat, bestehe die einzige Chance, sie zur Akzeptierung
defizitfinanzierter Wirtschaftsimpulse zu bringen, darin, sie auf
Rüstungsprogramme „loszulassen"; denn die Expansion von Sozialpro¬
grammen würde sie im quantitativ erforderlichen Ausmaß ohnehin
niemals goutieren20. - Natürlich gilt auch das Umgekehrte: Besteht ein
weitgehender, wenn auch nicht unbedingt bewußt formulierter wirt¬
schaftspolitischer Konsens über die Vorzüge eines keynesianischen
Interventionismus, so läßt sich dieses Paradigma zur Rechtfertigung
von Rüstungsprogrammen politisch durchaus verwenden. Dabei
kommt es zu den sonderbarsten weltanschaulichen „Legierungen": so
etwa in dem durchaus nicht realitätsfernen Fall, daß ein politischer
Konservativismus („starker Staat") den ökonomischen Liberalismus
(„peripherer Staat", „geringer Staatsanteil") einbremst, wobei program¬
matische Vorhaben aus dem konservativen Wertgebäude gegen liberale
unter Zuhilfenahme reformerisch-interventionistischer Argumente
(„Beschäftigungssicherung") durchgesetzt werden21.

Meistens sucht man allerdings die Zuspitzung der Rüstungsfrage auf
die „klassische" Formulierung „butter or guns" zu vermeiden, und eine
deutliche Negativkorrelation zwischen Sozial- und Rüstungsausgaben
haben auch engagierte Rüstungsgegner noch nicht mit der erforderli¬
chen Allgemeinheit nachweisen können. Allerdings können hohe
Rüstungsausgaben auf indirektem Wege, nämlich vermittelt über eine
antietatistische „öffentliche Stimmungslage", zu Lasten der Sozialaus¬
gaben gehen: Wenn die militärischen Aufwendungen zu einer hohen
Besteuerung führen, kann sich das generelle Bewußtsein verbreiten,

530



daß es in der konkreten Situation um eine Reduzierung des Staatsan¬
teils gehen müsse, daß es also zur Wahrung der ökonomischen
Zukunftschancen oder zur Sicherung individueller Handlungsfreihei¬
ten gelte, den staatlichen „Leviathan" zurückzudrängen; zurückge¬
drängt wird er jedoch sehr häufig dort, wo die jeweiligen Lobbies am
schwächsten sind - und dies ist nicht selten im Sozialbereich der Fall.
Über die rüstungspolitisch induzierte geringere Bereitschaft, für Wohl¬
fahrtsleistungen zu zahlen, könnte somit ein indirekter trade-off zu den
Rüstungsausgaben bestehen22.

3. Das Inflationsproblem

Auf weitere ökonomische Gefahren einer raschen Aufrüstung, die
zumindest im Bereich des Möglichen liegen, wird immer wieder auf¬
merksam gemacht: Schon im historischen Rückblick, so behaupten
manche, sollen sich deutliche Entsprechungen zwischen Rüstungs¬
finanzierung und Inflation nachweisen lassen, und in der heute ohnehin
permanent von Inflation bedrohten Wirtschaftsszenerie seien die ent¬
sprechenden Gefahren noch größer23; in anderen Studien wird wie¬
derum betont, daß sich eine Verbindung zwischen Verteidigungsausga¬
ben und Inflation ökonometrisch nicht zeigen lasse24.

Für die Situation in den Vereinigten Staaten, deren wirtschaftliche
Lage ja die ganze Weltwirtschaft prägt, wird zunächst im Sinne einer
aggregierten Perspektive darauf hingewiesen, daß eine ausgreifende
Defizitpolitik der Regierung - die ja seit Jahren einen hohen Budgetab¬
gang (rund 220 Milliarden Dollar im Jahr 1986) und eine in gigantischem
Tempo steigende Verschuldung aufzuweisen hat - einen wirtschaftsbe¬
lebenden Rückgang des Zinsniveaus verhindere; dieses Defizit sei aber
nicht zuletzt durch die hohen Rüstungsaufwendungen bedingt. - Ein
strukturelles Argument aber, das noch wichtiger sein dürfte, richtet
sich auf den Umstand, daß expandierende Rüstungsaufträge nicht, wie
dies etwa bei Sozialausgaben der Fall ist, eine breit gestreute Nachfrage
auslösen, sondern mit dem Nachteil verbunden sind, daß die rasche
Erhöhung von Rüstungskäufen zur plötzlichen Nachfrageerhöhung in
einigen hochkonzentrierten Industrien führt; daraus ergeben sich Eng¬
pässe in der Rohstoffversorgung und bei Vorprodukten, aber auch bei
qualifizierten Arbeitskräften, die aus anderen Branchen abgeworben
werden müssen. Es wird also angesichts des enormen Aufrüstungspro¬
gramms, wie es die amerikanische Regierung für die nächsten Jahre
plant, eine bottleneck-inflation befürchtet, zumal die US-Regierung
auch auf verbündete Staaten ihren Einfluß in der Richtung geltend
macht, daß diese ihre Rüstungsausgaben gleichfalls erhöhen sollten -
wobei ein guter Teil dieser Nachfrage sich wiederum auf die amerikani¬
sche Rüstungsindustrie konzentriert25. Zudem profitieren von den Auf¬
rüstungsprogrammen vor allem jene ohnehin prosperierenden Bran¬
chen (wie etwa die Elektronik), die eine befriedigende Kapazitätsausla¬
stung aufzuweisen haben, sodaß die inflationsauslösenden Engpässe
besonders schnell erreicht werden.
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Diese Gefahr ist nun nicht nur in wirtschaftspolitischer Hinsicht
bedenklich, sondern auch im Hinblick auf verteidigungsstrategische
Zielsetzungen. Denn es wird befürchtet, daß diese Sachlage nicht nur
zu einer wesentlichen und letztlich unnötigen Verteuerung der Aufrü¬
stungsprogramme führt, sondern daß die unvorhergesehenen Kosten¬
steigerungen zu - wie die Erfahrung lehrt: überhasteten und nicht
sonderlich planvollen - Kürzungen in anderen (vor allem in konventio¬
nellen) Verteidigungsbereichen führen könnten, sodaß die Ausgewo¬
genheit von technischen und personellen, nuklearen und konventionel¬
len Komponenten gestört würde und letztlich Einsatzbereitschaft und
Kampffähigkeit vermindert wären26.

Die Preissteigerungen im Bereich der militärischen Produktion sind,
wie langjährige Daten übereinstimmend zeigen, ohnehin weit höher als
im Zivilbereich, nicht nur wegen der Qualitätssteigerung des Materials
im Zuge des technischen Fortschritts. So ist festgestellt worden, daß
sich mindestens alle zehn Jahre die Kosten für ein Kriegsschiff, ein
Kampfflugzeug u. dgl. verdoppeln; manchmal werden sogar noch
kürzere Zeiträume genannt. Dies hängt natürlich mit den Besonderhei¬
ten dieses Marktes27 zusammen: Fortgeschrittene Rüstungsgüter kön¬
nen nicht in harter Konkurrenz vom Billigstbieter gekauft werden;
bestellte Waffensysteme sind oft nicht einmal in den Grundzügen zu
beschreiben, weil sie erst entwickelt werden müssen; feste Abnahme¬
vereinbarungen machen das Geschäft ziemlich risikolos28. Häufig wer¬
den Verträge abgeschlossen, die eine Erstattung der Selbstkosten plus
einen festen Gewinnsatz vorsehen, und gerade für Rüstungsgüter
fließen auch die staatlichen Forschungs- und Entwicklungsgelder
reichlich, sodaß Unternehmen, die auf diesem Sektor tätig sind, nicht
nur über einen gewinnträchtigen Produktionszweig verfügen, sondern
davon auch für ihre zivile Produktion profitieren können29. Solange also
keine echten Kürzungen in den Rüstungsprogrammen erfolgen (und
solange vor allem keine Kalamitäten mit irgendwelchen parlamentari¬
schen Untersuchungsausschüssen auftauchen), lassen sich beliebige
Kostensteigerungen in den Rechnungen „unterbringen". Angesichts
dieser Sachlage muß es nicht verwundern, daß der Preisindex für
Rüstungsgüter immer um einige Prozentpunkte über jenem der zivilen
Produktion derselben Branche liegt.

4. Das Wachstumsproblem

Bislang haben wir uns eher im „kurzfristigen" Bereich der wirt¬
schaftspolitischen Szenerie bewegt: Aber bedeutsamer sind natürlich
die Effekte der Rüstungsausgaben auf die längerfristige ökonomische
Entwicklung. Für Adam Smith war die Sache klar: Personen, die in
Armeen Dienst tun, gehören zu den unproduktiven Leuten, und man
müsse darauf achten, daß man ihre Zahl nicht unnötig erhöhe30 - Jean-
Baptiste Say konnte sich nicht enthalten, zu dieser Aussage zu vermer¬
ken: Wollte Gott, sie wären unproduktiv, aber leider sind sie destruktiv!

532



Aber hier geht es nicht um derlei Etikettierungen, sondern um die Frage
der Wachstumsrelevanz der Verteidigungsausgaben: Die Auffassung,
daß die Rüstung zu Lasten der langfristigen Wachstumschancen gehe,
steht hiebei der These gegenüber, daß nur der „Rüstungsstaat" eine die
Existenz der marktwirtschaftlichen Ordnung bedrohende Rezession
vermeiden könne.

Nun binden militärische Ausgaben zwangsläufige Ressourcen, die
ansonsten konsumierbar oder in wachstumsträchtigerer Weise einsetz¬
bar wären: Sie schmälern entweder direkt den öffentlichen oder priva¬
ten Konsum, oder sie mindern Investitionen und Wachstum und
verringern auf diese Weise den zukünftigen Konsum31. Dies kann
unmittelbar über die staatlichen Finanzierungserfordernisse gesche¬
hen, wenn diese private Investitionen durch crowding-out verringern,
oder eine Minderung der Investitionen kann eintreten, wenn sie ange¬
sichts hoher Zinsen unrentabel erscheinen oder infolge der Senkung
der privaten Nachfrage aufgeschoben werden. Mittelbar können wachs¬
tumsschädigende Wirkungen dann eintreten, wenn die Finanzierungs¬
engpässe dazu führen, daß der Ausbau der staatlichen Infrastruktur
vernachlässigt wird, sodaß der private Wirtschaftssektor, soweit er
komplementärer öffentlicher Güter bedarf, in seiner Entwicklung
behindert wird. Solche Wirkungen sind natürlich gleichfalls von der
konkreten Situation abhängig; sicher ist nur: Alternative Staatsausga¬
benprogramme können nicht nur zumindest gleich viele Arbeitsplätze
schaffen wie Verteidigungsausgaben, sondern sie erbringen - im
Gegensatz zu den „unproduktiven" Verteidigungsausgaben - zusätzlich
positive Effekte für die zukünftige Wirtschaftsentwicklung, egal ob es
sich dabei um die Errichtung von Massenverkehrssystemen, den Aus¬
bau des Gesundheitswesens oder die Schaffung von Humankapital
handelt.

Einige (vor allem in der marxistischen Tradition stehende) Ökono¬
men - von Baran und Sweezy bis Mandel und Reich32 - haben allerdings
für „reife", hochentwickelte kapitalistische Wirtschaftssysteme eine
Stagnationstheorie entwickelt, derzufolge durch die Aufrüstung über¬
schüssiges, anlagesuchendes Kapital absorbiert werde, sodaß den Mili¬
tärausgaben im Monopolkapitalismus eine durchaus systemstabilisie¬
rende Funktion zukomme. Empirische Zeitreihen- und Querschnittsun¬
tersuchungen sprechen allerdings nicht unbedingt für die entwick-
lungsfördernde Rolle erhöhter Militärausgaben, Korrelationen, wie
beispielsweise jene der Abb. 5, dürfen nicht allzu forsch interpretiert
werden. Immerhin haben international vergleichende Untersuchungen
(etwa von Ronald P. Smith, Seymour Melman und Robert W. DeGrasse)
ergeben, daß ein höherer Anteil des Militärbudgets am Sozialprodukt
einhergeht mit einer geringeren Investitionsquote, mit einem geringe¬
ren Wachstum des Kapitalstocks, einer geringeren Zunahme der Pro¬
duktivität und insgesamt einem abgeschwächten Wirtschaftswachs¬
tum33. Andere Arbeiten, so etwa Untersuchungen von Kenneth Boul-
ding und von Bruce Russett, kommen zu dem Ergebnis, daß die größten
Lasten gesteigerter Militärausgaben von den Konsumenten getragen
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werden; hohe Verteidigungsbudgets gehen ihres Erachtens mit sinken¬
den Konsumquoten einher34. Ein sonderlich klares Bild ist aus diesen
Untersuchungen jedoch nicht zu gewinnen.

Zuweilen wird auf die Nachkriegsgeschichte verwiesen, um die
Behauptung, daß hohe Rüstungsausgaben mit einem niedrigeren Wirt¬
schaftswachstum erkauft werden müssen, zu erhärten. Das rasche
Wachstum der BRD oder Japans, so wird in diesem Sinne argumentiert,
sei mit geringen Rüstungslasten verbunden gewesen; gerade in die
rasch wachsenden Weltmärkte (Maschinenbau, Verkehrsmittel) hätten
diese Länder deshalb so erfolgreich vorstoßen können, weil die entspre¬
chenden Ressourcen in Staaten wie Großbritannien oder Frankreich
durch deren Aufrüstung gebunden gewesen seien35. Dafür, daß eine
Ressourcenknappheit auch heute eine gewisse Rolle spielen könnte,
spricht der Umstand, daß die Rüstungswirtschaft der Gegenwart hoch¬
qualifizierte Ingenieure und Wissenschaftler aus der zivilen Produktion
abzieht und damit die Humankapitalressourcen für die Privatwirtschaft
verknappt.

Es lassen sich also empirische und historische Ergebnisse beibringen,
die dafür sprechen, daß Rüstungsausgaben - anders als viele „zivile"
Regierungsausgaben - eher zur Stagnation der Wirtschaft führen als
daß sie zu ihrer Belebung und Stabilisierung beitragen36; gleichwohl
befinden wir uns bei der Beurteilung dieser Zusammenhänge auf einem
unsicheren Terrain, sodaß es geraten erscheint, aus den vorliegenden
Materialien nicht allzu selbstsichere Behauptungen abzuleiten, auch
wenn diese der Fundierung moralischer Imperative dienlich sein
können.

Ein Widerspruch bei der Bewertung der langfristigen Wirkung von
Rüstungsausgaben, der die Verquickung der ökonomischen Vorschläge
mit ideologischen Ideen und politischen Strategien widerspiegelt, ver¬
dient allerdings Erwähnung. In den Köpfen der außenpolitischen
Falken der USA hat sich die offiziell zwar geleugnete, tatsächlich jedoch
immer wieder zum Vorschein kommende Idee festgesetzt, man könne
die Sowjetunion „kaputtrüsten": man könne, indem man die UdSSR
zum Mithalten in einem beschleunigten Rüstungswettlauf zwinge, ihrer
Wirtschaft derartige Belastungen auferlegen, daß sich daraus auf Dauer
auch eine politische Destabilisierung ergebe. Es ist allerdings nicht
recht einsichtig, daß höhere Rüstungsausgaben für die sowjetische
Wirtschaft eine schwere, nur durch abnehmende Konsummöglichkei¬
ten bewältigbare Belastung darstellen sollen, während dieselben
Rüstungsausgaben in den USA zukunfts- und wachstumsträchtige
Vorteile aufzuweisen hätten und gerade im Sinne langfristiger Lebens¬
standarderhöhungen anzustreben seien. Diese paradoxe Situation ist
nicht glaubhaft: Für beide Länder dürfte wohl zutreffen, daß es sich
eher um Belastungen der wirtschaftlichen Entwicklung handelt.

In jüngster Zeit ist die Aufmerksamkeit auf einige strukturpolitische
Aspekte des Aufrüstungsprozesses gelenkt worden37: Hinter den stei¬
genden amerikanischen Rüstungsausgaben, so vermuten manche, kön¬
nen sich strukturpolitische Zielsetzungen verbergen, welche geeignet
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sind, die prekäre Position der USA auf dem Weltmarkt zu verbessern.
Denn gerade im Bereich technologieintensiver Güter aus den
„Zukunftssektoren" der Wirtschaft, also aus den Bereichen Mikroelek¬
tronik, Kommunikation, Produktionsautomatisierung usw., habe sich
die amerikanische Konkurrenzsituation in den 70er Jahren entschei¬
dend verschlechtert38. Dennoch kollidiert ein gezielter Interventionis¬
mus des Staates, wie er zur Realisierung forcierter Strukturanpassun¬
gen vonnöten wäre, mit der liberalistischen Grundorientierung der US-
Regierung und ihrer Bürger. Da jedoch zugleich die Rüstungsbereit¬
schaft relativ hoch liege39, könnten den Produzenten von high techno-
logy nun über den Militärhaushalt jene Beträge zur Verfügung gestellt
werden, die ihnen helfen, ihren Vorsprung auf dem Weltmarkt zurück¬
zugewinnen oder auszubauen. Die Aufrüstung richtet sich, wenn diese
Überlegung richtig ist, erstens nicht auf die Rüstungs-, sondern auf die
zivile Produktion; zweitens nicht auf den „offiziellen" Feind, sondern
auf die europäische und japanische Wirtschaftskonkurrenz. Das Penta¬
gon rückt in die Position des MITI, des japanischen Ministeriums für
Industrie und internationalen Handel; es wird zur industriepolitischen
Schlüsselstelle40. Selbst wenn man hiebei nicht unterstellt, daß es sich
um eine bewußte Strategie handelt, so wird immerhin in Rechnung zu
stellen sein, daß die amerikanischen Rüstungsprogramme jedenfalls
auch derartige strukturpolitische Effekte zeitigen werden.

5. Das Technologieproblem

Die Hoffnungen einer langfristig wachstumsfördernden Wirkung der
Rüstungsausgaben richten sich nicht zuletzt darauf, daß die militäri¬
sche Forschung wesentliche technologische Neuerungen hervorbrin¬
gen würde, die auch für den Bereich der Zivilproduktion unverzichtbar
seien. Die spin-off-Effekte würden, folgt man den Protagonisten der
innovationsrelevanten Rüstungsforschung, die ganze Wirtschaft mit
ihren technischen Wachstumsimpulsen durchwirken, die hohen Ausga¬
ben seien daher in jedem Falle sinnvoll.

Tatsächlich fließt in den USA und in Großbritannien jeweils die
Hälfte der öffentlichen Forschungsgelder in den Bereich der militäri¬
schen Forschung, lA in Frankreich, 10 Prozent in Deutschland. Großbri¬
tannien gibt mehr Geld für militärische Forschung aus als alle OECD-
Länder zusammen für Forschung im Bereich des Umweltschutzes, des
Verkehrs und der Telekommunikation41. Der Markt für qualifizierte
Arbeitskräfte in den USA wird beherrscht von den militärischen
Forschungs- und Entwicklungsprogrammen. (Vgl. z. B. Abb. 6, die
allerdings, da auf offiziellen Angaben beruhend, den tatsächlichen
Anteil stark unterschätzt.)

Nun handelt es sich auch bei den Forschungskapazitäten personeller
und finanzieller Art um knappe Ressourcen, deren Widmung für
militärische Zwecke Opfer in anderen Bereichen erfordert. Fünf
Aspekte sind hervorzuheben42.
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1. UmwegsVerluste: Spin-off-Effekte, also die Nutzung militärtechni¬
scher Forschungsergebnisse für zivile Zwecke, mindern zwar den
Schaden, der durch den Ressourcenentzug entsteht, sie können ihn
aber niemals kompensieren: Was als unbeabsichtigter Nebeneffekt
einer militärischen Forschungstätigkeit anfällt, wird - gemessen am
Aufwands-Ertrags-Verhältnis - im langfristigen Durchschnitt weit
geringer sein als jene Ergebnisse, die durch den unmittelbaren
Einsatz derselben Finanzmittel für die Lösung des in Betracht
stehenden zivilen Problems zustande kommen. Die Vertreter der
hohen Nützlichkeit der Militärforschung für die zivile Produktion
müssen - ebenso wie bei der keynesianischen Argumentation - die
Alternativlosigkeit der militärischen F&E-Aufwendungen unterstel¬
len. Zudem gibt es Hinweise darauf, daß die Bedeutung der zivilen
spin-off-Effekte, die von der Militärtechnologie ausgehen, in der
Vergangenheit zumindest wesentlich übertrieben worden ist; natür¬
lich gibt es vielfältige Zusammenhänge zwischen den entsprechen¬
den zivilen und militärischen Bereichen, oft ist aber schwer zu klären,
ob der Transfer eher in der einen oder in der anderen Richtung erfolgt
ist.

2. Übertragbarkeit: In neueren Studien wird gezeigt, daß für militäri¬
sche Technologien im zivilen Wirtschaftsbereich eher bescheidene
Verwendungsmöglichkeiten bestehen und daß die fraglichen Pro¬
dukte in jedem Falle eine wesentliche Umgestaltung erfahren müs¬
sen. Nur 20 Prozent der Resultate militärischer Forschung und
Entwicklung sind in irgendeiner Weise für zivile Zwecke brauchbar.
Eine Fallstudie über den Elektronik-Markt vermerkt beispielsweise,
daß zwar die Entwicklung von Halbleitern durch die militärischen
Anwendungen - insbesondere durch die Rolle des Militärs als first
user für die noch nicht vermarktbaren Produkte - gefördert worden
sei, daß aber die Endprodukte von heute, die auf diesem Sektor
anfallen, praktisch keine zivilen Anwendungsmöglichkeiten be¬
sitzen43.

3. Spezialisierung: Die Anwendbarkeit der Forschungsergebnisse für
den zivilen Bereich nimmt deswegen ab, weil die militärische For¬
schung in immer speziellere Bereiche vorangetrieben wird, was die
Übertragbarkeit der Erkenntnisse mindert. Die sophistizierten
Systeme werden zudem ohne Rücksicht auf die Kosten erstellt, die
Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit wird auf das äußerste gestei¬
gert, auch wenn marginale Verbesserungen Riesensummen ver¬
schlingen; das dadurch erzielte technische Niveau stimmt mit den
Erfordernissen des Zivilsektors, wo das Leistungsniveau mit den
entsprechenden Grenzkosten abgewogen werden muß, nicht mehr
überein.

4. Dringlichkeit: Durch den großen Anteil der militärischen Forschung
und Entwicklung am gesamten Forschungsaufwand einer Gesell¬
schaft werden die Anstrengungen eher in jene Bereiche gelenkt, die
den militärischen Interessen entsprechen; dies sind aber nicht unbe¬
dingt jene Bereiche, in denen die Gesellschaft neuer Vorstöße bedarf.
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Die anstehenden Probleme, die es zu lösen gilt - wie etwa jene des
Umweltschutzes sind von den Hauptinteressen der militärischen
Forschung weit entfernt; dies mindert noch weiter die Übertragbar¬
keit der Ergebnisse.

5. Isolierung: Die militärische Orientierung der Forschung zwingt zur
Geheimhaltung und führt zu einer Abschottung der Wissenschaftler
voneinander, sodaß die Diffusion der gewonnenen Erkenntnisse
vermindert und die Fortschrittsrate der wissenschaftlichen For¬
schung insgesamt gesenkt wird44; ja sogar noch mehr: In vielen Fällen
wird sogar der Fluß ziviler Technologien und Erkenntnisse behindert,
weil diese auch militärisch verwendbar wären - die Embargobemü¬
hungen der USA gegenüber der Sowjetunion (z. B. im Bereich der
Computertechnologie) liefern hiefür Anschauungsmaterial.
Rüstungsforschung kann also nicht als die allein mögliche Quelle

innovativer Technologie gesehen werden; der beachtlich große und
durchaus innovative Sektor der militärischen Forschung und Entwick¬
lung hat jedoch eine nicht zu unterschätzende Wirkung: Er fundiert den
Anspruch des Militärs auf eine im Prinzip grenzenlose Verwendbarkeit
ökonomischer Ressourcen. Er setzt die wesentlichsten Impulse für den
Rüstungswettlauf; denn in den Laboratorien werden die neuen Ideen
für „Rüstungsrunden" entwickelt, dort wird die technologische „Mach¬
barkeit" von Waffensystemen postuliert, die von Politikern und
Rüstungsinteressenten in die politische „Realisierbarkeit" transfor¬
miert wird; dort werden jene qualitativen Rüstungswettläufe generiert,
die eine hohe Obsoleszenzanfälligkeit der Waffensysteme im ganzen
Spektrum verfügbarer Destruktionspotentiale aufweisen.

Unbegrenzte ökonomische Ansprüche stellt nämlich allein der quali¬
tative Wettlauf; die schlichte quantitative Vernichtungskapazität, ver¬
bunden mit dem Mangel effizienter Defensivsysteme, führt auf dem
Niveau der beiderseitigen mehrfachen overkill-Kapazität in Sättigungs¬
grenzen. Erst der technische Fortschritt - im Hinblick auf Zielgenauig¬
keit, Steuerbarkeit, Zielidentifizierung usw. - eröffnet die Unbegrenzt-
heit weiterer militärtechnischer Ressourcenverwendung - für den Auf¬
bau von Verteidigungsschirmen, für noch raffiniertere, diese Schirme
durchbrechende Angriffswaffen, für noch dichtere Verteidigungssy¬
steme und so fort. Die Unübersichtlichkeit dieser heterogenen Systeme
macht schließlich auch Rüstungsbegrenzungs- oder Abrüstungsmaß¬
nahmen dann schwieriger, wenn hiebei die wechselseitige Aufrechnung
qualitativer Unterschiede in den verfügbaren Waffen vorausgesetzt
wird.

6. Der Waffenhandel

Die Beschaffung von Rüstungsgütern für das eigene Heer ist ein
Problem, der Export solcher Güter, für den gewichtige Interessen
sprechen, ein anderes. Denn erstens ist mit Rüstungsgütern - ange¬
sichts der bestehenden Gewinnspannen - ein gutes Geschäft zu
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machen: Rüstungsentwicklung ist mit immer höheren Fix- bzw. Vorko¬
sten (insbesondere auf dem Gebiet der Forschung) verbunden, sodaß
eine höhere gefertigte Stückzahl die Durchschnittskosten wesentlich
senken kann; die economies of scale, die Vorteile der Massenfertigung,
können durch den internationalen Verkauf genutzt werden; und bei
wechselvoller Auftragslage kann eine bessere durchschnittliche Kapa¬
zitätsauslastung (durch die geschickte Plazierung von „Füllaufträgen")
erreicht werden. Zweitens haben besonders die Großmächte lange Zeit
auf ein durch Rüstungslieferungen gewährleistetes politisches Entree
in verschiedenen Ländern der Welt gehofft; auch wenn hiefür immer
wieder Beispiele bekannt werden - man denke an das Verhältnis USA/
Iran -, so wird die Waffenhilfe heute in stärkerem Maße von kommer¬
ziellen (wenn auch durch Kredite erleichterten) Transaktionen abgelöst.

Der Großteil des internationalen Waffenhandels wird von den Groß¬
mächten beherrscht, knapp 50 Prozent der in die Dritte Welt gelieferten
Waffen stammen von den USA und etwas mehr als ein Viertel von der
UdSSR. Drei Viertel des Waffentransfers gingen in den 70er Jahren in
die Dritte Welt, ihr Wert war viermal so hoch wie in den 60er Jahren.
(Vgl. Tab. 4, Abb. 7). Aber auch die Qualität der exportierten Waffen hat
sich wesentlich gesteigert: Während diese Länder früher der „Abstell¬
platz" für veraltete Waffensysteme waren, decken sie sich heute mit den
neuesten Errungenschaften ein; insbesondere trifft dies natürlich auf
die ölexportierenden Staaten während der Jahre ihres „Reichtums" zu.

Die Konkurrenz wird jedoch härter; auch in der Rüstungsproduktion
- insbesondere auf dem Markt mittlerer Technologien - drängen einige
Schwellenländer auf den Weltmarkt; nicht zuletzt deshalb, weil sie
hoffen, daß das Rüstungsgeschäft eine tragfähige Grundlage für den
Weg in die Industrialisierung und Technisierung bieten könne45. Eine
etablierte Rüstungsindustrie existiert in Brasilien und Indien, stärker
werden auf diesem Gebiet auch Taiwan, Singapur und Südkorea, die
zum Teil in Lizenz arbeiten, zum Teil Produkte aus eigener Entwick¬
lung anbieten, von der Munition bis zur billigen elektronischen Ausrü¬
stung. Brasilien etwa exportiert Militärflugzeuge in mehrere Länder; in
Israel gilt die Verteidigungsindustrie mittlerweile als der größte Wirt¬
schaftssektor des Landes46. Der reale Gesamtwert der in der Dritten
Welt hergestellten Waffen hat sich in den 70er Jahren verfünffacht, er
beträgt am Ende dieses Jahrzehnts rund 5 Milliarden Dollar47.

Auch für die Lieferländer sind freilich die Waffenexporte nicht
unproblematisch: Lieferungen militärischer Güter bedeuten nicht nur,
daß die Möglichkeit eigener ziviler Exporte in diese Länder beschränkt
wird, sondern sie haben letztlich auch häufig eine Einbeziehung in die
Konflikte der Dritten Welt zur Folge - zumal wesentliche Teile des
Exports in Regionen mit hohem Konfliktniveau gehen. 1981 etwa
gingen knapp ein Drittel aller Waffenimporte in den Mittleren Osten,
mehr als der Gesamtwert der Waffenimporte aller anderen Entwick¬
lungsländer; und Südafrika allein tätigt größere Importe an Waffen als
alle anderen afrikanischen Staaten (vor allem aus Israel). Gerade in den
weniger entwickelten Ländern ergeben sich ökonomische Teufels-
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kreise: Die Waffenkäufe schränken die Entwicklungsmöglichkeiten
dieser Länder ein, und angesichts dieser Situation trachten sich die
heimischen Eliten durch noch mehr Waffenkäufe abzusichern, die die
weiteren Entwicklungschancen verschlechtern. In der gegenwärtigen
weltwirtschaftlichen Lage - mit einer hohen Verschuldung der Ent¬
wicklungsländer, mit gesunkenen Preisen für ihre Primärgütererzeug-
nisse und schlechten Absatzmöglichkeiten für ihre Industrieerzeug¬
nisse - stellen die Rüstungskäufe eine noch größere Belastung dar.

Die schlechte weltwirtschaftliche Situation findet allerdings auch
darin ihren Ausdruck, daß die Großwaffenimporte der Dritten Welt seit
dem Ende der 70er Jahre wieder gesunken sind; einige große Rüstungs¬
importländer gerieten in Zahlungsschwierigkeiten, die Devisen für
Waffenimporte wurden knapper. Dies gilt etwa für Argentinien, Brasi¬
lien, Peru, Chile, Ecuador, Venezuela, Zaire und Sambia. Auch die
Ölexportländer des Nahen und Mittleren Ostens konnten ihre Waffen¬
käufe nicht mehr so großzügig ausdehnen wie in den 70er Jahren im
Gefolge der Ölpreissteigerungen48.

Da der Weltmarkt stärker umkämpft wird, sinkt die Selektivität bei
der Auswahl der Kunden; das ist der ökonomische Hintergrund der in
einigen Ländern immer heftiger werdenden Diskussionen um eine
Lockerung der Exportrichtlinien für diverses Kriegsgerät, wie sie etwa
in Deutschland oder in Österreich zu verzeichnen waren49. Britische,
französische und amerikanische Firmen werden bei ihren Exporten
freilich weit weniger „behindert"; Unternehmungen wie der Falkland¬
oder der Libanon-Krieg versehen einzelne Hersteller, wie in den
einschlägigen Zeitschriften nachzulesen ist, mit dem Vorteil, Waffen
mit Kampferprobung offerieren zu können50. Das ist gut für das Ge¬
schäft.

7. Schlußbemerkungen

Das Ergebnis dieses kurzen Überblicks spricht nicht für eine leicht
argumentierbare Kompatibilität der wirtschaftspolitischen mit den
verteidigungspolitischen Zielen. Die Beschäftigungseffekte der
Rüstungsausgaben könnten durch zukunftsträchtigere Investitionen in
höherem Maße erzielt werden. Expansive Aufrüstungsprogramme las¬
sen die Gefahr inflationärer Entwicklungen oder unnötiger Preissteige¬
rungen aufkommen. Die langfristige Wirkung der Rüstungsausgaben
auf das wirtschaftliche Wachstum und die Stabilität ist ziemlich unsi¬
cher. Die im Zivilbereich nutzbaren technologischen Neuerungen aus
der Rüstungsforschung sind eher überschätzt worden. Zwar hat schon
Keynes gemutmaßt, daß es nur in Kriegszeiten möglich sein könne, die
erforderlichen Gelder für eine Stabilisierungspolitik aufzubringen; aber
der Palme-Bericht stellt in aller Deutlichkeit fest: "Yet peacetime
military spending clearly has economic costs. It creates less employ-
ment than other forms of public spending; it is highly changeable; it
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poses dangers for inflation. And it is no longer the only politically
populär form of expenditure51."

Um Mißverständnisse zu vermeiden, gilt es allerdings auf die
begrenzte Reichweite der hier erörterten Zusammenhänge hinzuwei¬
sen: Die ungünstigen ökonomischen Auswirkungen sprechen keines¬
wegs grundsätzlich gegen Rüstungsanstrengungen. Wenn die Ansicht
besteht, daß ein militärischer Apparat aufrechterhalten oder erweitert
werden muß, so sind derartige Ziele allerdings nur mit politischen
Argumenten zu begründen. Denn der verlockende Ausweg, sich der
Vorstellung anheimzugeben, daß sich verschiedene gesellschaftliche
Ziele in harmonischer Komplementarität wechselseitig stützen, findet
keine ökonomische Rechtfertigung. Rüstung kostet Geld: und das
bedeutet nicht mehr und nicht weniger, als daß zurFinanzierung von
Verteidigungsanstrengungen, die man für notwendig hält, andere wirt¬
schaftliche Nachteile in Kauf genommen werden müssen. Dessen muß
man sich bewußt sein, auch wenn man sich dennoch - aus politischen
Gründen - zur Aufrüstung entschließt. Sinnvolle ökonomische Gründe
finden sich dafür nicht.
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Tabelle 1
Militärausgaben ausgewählter Länder

(l)-(3) als Prozent des BIP
(4) in Mio. US-$ zu Preisen und Wechselkursen 1978

Land (1) 1950 (2) 1965 (3) 1980 (4) 1979

Österreich 0,7 1,2 1,3» 762
Ägypten 8,0 25,1' (2.840)
Australien 3,0 3,4 2,8 2.893
Belgien 3,2 3,3 3.327
Kanada 2,6 2,9 1,8 3.877
Tschechoslowakei 4,4 3,2 (2.160)
BRD 4,4 4,3 3,3 21.636
Frankreich 5,5 5,2 4,1 18.993
DDR 3,2 4,4 (4.380)
Griechenland 6,0 3,5 5,6 (2.281)
Israel 4,7 6,8 (14,0) (3.063)
Italien 4,3 3,3 2,4 6.283
Japan 0,9 1,0» (9.516)
Niederlande 4,8 4,0 3,3 4.434
Polen 3,8 2,8 (3.195)
Südafrika 0,8 2,3 3,2 2.187
Spanien 1,8 1,7» 2.662
Schweden 3,5 4,1 3,3 3.066
Schweiz 2,6 2,7 2,2 1.791
Türkei 6,2 5,0 4,3 (1.968)
Großbritannien 6,6 5,9 4,7 15.536
USA 5,1 7,6 5,2 110.145
UdSSR (12,8) (9,1) (105.700)
Jugoslawien 5,4 4,6 (2.416)
Saudi-Arabien 9,6 (19,2)' (14.640)

Quelle: SIPRI 1980, 1982; Länder mit jährlichen Militärausgaben von mehr als
2.000,000.000 Dollar 1981 (in US-Dollar 1979); in Klammern SIPRI-Schätzungen.
1 = 1977
2 = 1978
3 = 1979
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Tabelle 2
Militärausgaben nach Ländergruppen

(1) 1972 (2) % (3) 1981 (4) %
Mrd. $ Mrd. S

Sechs Hauptausgabenländer 325,3 78,1 359,4 69,3
Andere Industrieländer 58,0 13,9 78,0 15,0
Entwicklungsländer 33,0 7,9 81,3 15,7
Gesamte Welt 416,3 100,0 518,7 100,0

Quelle: UNO-Report 1983, S. 12. (1) und (3) in Mrd. Dollar, (2) und (4) als Prozent der
weltweiten Ausgaben. Die Zahlen für die Entwicklungsländer sind nicht streng
vergleichbar.

Tabelle 3
Entwicklung der Militärausgaben

(1M3) Milliarden US-Dollar zu Preisen 1978;
(4M 10) Prozent der Gesamtausgaben

1930 1938 1948 1955 1960 1970 1975 1980

(1) Welt 50 130 120 190 250 410 450 500
(2) Industrieländer 49 127 116 180 230 350 370 380
(3) Entwicklungsländer 1 3 4 10 20 60 80 120
(4) Industrieländer (%) 98 98 97 95 92 86 82 76
(5) NATO 61 58 50 45 40
(6) USA 46 42 34 30 25
(7) Warschauer Pakt 30 30 32 33 32
(8) UdSSR 28 28 28 29 28
(9) Andere 4 4 4 4 4

(10) Entwicklungsländer 2 2 3 5 8 14 18 24

Quelle: Yves Sabolo: Disarmament and employment: Background for a research Pro¬
gramme, in: International Labour Review 122 (1983), S. 263-277; s. die dortigen
Quellen.
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Tabelle 4
Arbeitsplätze und Staatsausgaben

(Anzahl der Arbeitsplätze, die durch 1 Milliarde Dollar an
Staatsausgaben geschaffen werden)

Untersuchung I.¬
Job Corps 145.000
Teachers 76.000
Nurses 85.000
Police 73.000
Fire 70.000
Defense (military personnel) 58.000
Untersuchung 2:
Public service employment 98.000
Antirecession aid to State and local governments 71.000
Civilian production 53.000
Defense spending 45.800
Untersuchung 3:
MX Missile 53.248
Solid waste treatment 65.859
Railroad construction 54.220
Day care 120.496
Solar energy/energy conservation 65.079
Solar energy 57.235
Mass transit 79.300

Anmerkungen: Quellen in Nincic 1982. Tab. 3.1.-3.3.
Bei der Untersuchung 3 wird die direkte und die indirekte Beschäftigung
angegeben.
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Tabelle 5
Rüstungsimportländer der Dritten Welt

(Waffenimporte über 1.000 Mio. US-$ von 1976 bis 1980)

Waffenkäufer Ausgaben davon geliefert Wert
(Mio. $,) aus: (Mio. Sj

Libyen 8.600 UdSSR 5.500
Iran 8.300 USA 6.200
Irak 7.800 UdSSR 5.000
Syrien 6.600 UdSSR 5.400
Saudi-Arabien 4.700 USA 2.000
Israel 4.300 USA 4.300
Indien 2.800 UdSSR 2.300
Algerien 2.300 UdSSR 1.800
Äthiopien 2.300 UdSSR 1.900
Südkorea 2.200 USA 2.000
Marokko 2.000 Frankreich 1.100
Ägypten 1.900 Frankreich 600
Vietnam 1.900 UdSSR 1.900
Peru 1.500 UdSSR 900
Taiwan 1.200 USA 1.100
Türkei 1.100 USA 600
Jemen (Sana) 1.100 UdSSR 625
Argentinien 1.100 Frankreich 340
Kuba 1.100 UdSSR 1.100
Pakistan 1.100 Frankreich 390
Jordanien 1.000 USA 725

Quelle: US Arms Control and Disarmament Agency, World Military Expenditures and
Arms Transfers 1971-1980, Washington 1983.
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Abbildung 1

Welt-Militärausgaben
(Milliarden US-S, Preise und Wechselkurse 1978)
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Quelle: SIPRI Yearbook 1981; United Nations 1983.
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Abbildung 2

Verteilung der weltweiten Militärausgaben 1965 und 1979
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Abbildung 3

Militärausgaben der Supermächte
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Anmerkung: Hinweise zu den verwendeten Daten s. Nincic 1982.
K = Koreakrieg, V = Vietnamkrieg.
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Abbildung 4

Militärausgaben der NATO und des Warschauer Pakts
(Milliarden 1982 - Dollar)
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Quelle: Department of Defense, Annual Report, FY 1982; Holzman 1984.
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Abbildung 5

Investitionen und Militärausgaben
(ausgewählte Nationen 1960-1980)
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Abbildung 6

Wissenschaftler und Techniker in den Bereichen Militär und
Weltraum (1978)

1 = Militär
2 = Weltraum
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Abbildung 7

Anteile der Importeure und Exporteure an den
Großwaffenlieferungen in die Dritte Welt 1970-1979
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Quelle: Rüstungsjahrbuch '80/81.
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